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Abbildung 12: Nutzung eines Grußworts am Beispiel einer Konsultation in 
Niedersachsen

 

Quelle: www.heimgesetz-niedersachsen.de

Als spezieller Ansatz im Rahmen der Kommunikationsstrategie kommt der Einsatz von sogenann-

ten Testimonials infrage. Es handelt sich hierbei um die Kommunikation über bekannte Persönlich-

keiten, die sich für eine Beteiligung an der anstehenden Kosultation aussprechen und idealerweise 

selbst an dieser beteiligt sind und/oder für diese werben. Bei der Auswahl der Zusammensetzung 

dieser Personen ist auf Heterogenität zu achten, um die Relevanz des Themas noch deutlicher he-

rauszustellen und verschiedene Zielgruppen anzusprechen. Es muss sich dabei nicht immer um 

bekannte Persönlichkeiten handeln. So hat sich die Ansprache durch gewöhnliche, unbekannte 

Menschen, die die Zielgruppe repräsentieren konnten, bestens bewährt, weil diese eine besondere 

Nähe und Authentizität ausstrahlten.

8. Wiederholte Ansprache

In den meisten Konsultationsverfahren hat es sich als sinnvoll erwiesen, die gesamte Zielgruppe 

nicht nur einmal am Anfang anzusprechen und einzuladen, sondern ein zweites Mal, etwa zur 

Halbzeit des Verfahrens. Der Grund dafür ist vor allem, dass viele potenzielle Teilnehmer nicht so-

fort auf das Angebot eingehen, sondern sich die Konsultation zunächst vormerken, dann aber wie-

der vergessen. Die zweite Ansprache hat aber nicht nur eine Erinnerungsfunktion, sondern kann 

auch auf die bis dahin erfolgten Aktivitäten und gegebenenfalls erste Ergebnisse verweisen, die 
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einen zusätzlichen Anreiz für die Mitwirkung geben können. Hilfreich bei öffentlichen Konsulta-

tionen ist zudem, dass sie von einer kontinuierlichen Berichterstattung in den Medien begleitet 

werden.

Die Zusammenstellung des optimalen Medienmix bei der Ansprache sollte sich – wie bei der 

Kombination von Online- und Offline-Formaten – an den Mediennutzungsgewohnheiten der Ziel-

gruppen orientieren. So vielversprechend beispielsweise eine Zusammenarbeit mit der örtlichen 

Tageszeitung auf den ersten Blick erscheinen mag, so ist doch zu berücksichtigen, dass das Durch-

schnittsalter der Leser eher bei 40 als bei 30 Jahren liegt und viele junge Menschen keine Tages

zeitung lesen. Daher sollte mithilfe von Fachleuten für Öffentlichkeitsarbeit ein auf die jeweiligen 

Zielgruppen ausgerichteter Kommunikationsplan erstellt werden.

4.2	Was wirkt im Prozess motivierend – was nicht?

Sind die potenziellen Teilnehmer über das Beteiligungsverfahren informiert und haben sie zum 

ersten Mal die Internetplattform besucht, ist bereits ein großer Schritt vollzogen. Damit sie aber 

aktiv und konstruktiv am Prozess teilnehmen, müssen die Struktur und der Informationsgehalt 

der Plattform weitere „Überzeugungsarbeit“ leisten.

Zur Unterstützung von Konsultationen im laufenden Prozess und Motivation der Teilnehmer zur 

Mitwirkung bieten sich verschiedene Formen der Begleitung und Rückmeldung im Prozess an.

Tabula Rasa – eine Hürde für Beteiligung

Bei der Eröffnung eines Beteiligungsverfahrens besteht die größte Hürde zunächst darin, dass die 

Foren leer und die Nutzerzahlen gering sind. Weil es für die meisten Menschen nicht attraktiv ist, 

der Erste zu sein, tun sich Online-Konsultationen anfangs meist schwer, zum Leben zu erwachen. 

Um diese Hürde zu überwinden, sollten erste Inhalte bereits im Vorfeld organisiert werden, bei-

spielsweise indem der Start der Plattform mit einer Offline-Veranstaltung verknüpft wird, über die 

bereits erste Beiträge eingeflossen sind. 

Ein gutes Beispiel hierfür ist die Online-Konsultation zur nationalen E-Government-Strategie des 

Bundesministeriums des Innern. Im Vorfeld dieser Konsultation fand ein Workshop mit Experten 

und Interessierten auf dem Government-2.0-Camp statt, deren Statements in die Online-Konsulta-

tion eingebunden wurden (siehe dazu: http://gov20camp-berlin.mixxt.de/).

Ist eine Auftaktveranstaltung hingegen nicht möglich, macht es Sinn, ausgewählte Akteure gezielt 

anzusprechen und um erste Stellungnahmen zu bitten.

http://gov20camp-berlin.mixxt.de/
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Newsletter 

Der Newsletter, über den registrierte Teilnehmer per E-Mail informiert werden können, gehört zu 

den wichtigsten Instrumenten zur Anregung und Verbesserung der Aktivitäten der Teilnehmer im 

Prozess. Er kann beispielweise über die Teilnehmerzahl, die Anzahl der Beiträge, aktuelle Ereig-

nisse, die verbleibenden Tage, aber auch über neueste Beiträge oder spannende neue Fragestel-

lungen informieren. Newsletter können im Verlauf der Konsultation durchaus öfter eingesetzt wer-

den als die Ansprache an die gesamte Zielgruppe.

Aktive und sichtbare Moderation

Werden die individuellen Beiträge für die Öffentlichkeit sichtbar, ist eine (einfache Form der) Mode-

ration zwingend erforderlich, um zu überprüfen, ob die Beiträge den gesetzlichen Bestimmungen 

und den Teilnahmeregeln der Online-Konsultation entsprechen. 

Moderatoren spielen zudem bei Strukturierung der Konsultation und der Motivation der Teilneh-

mer eine wichtige Rolle. Schließlich sind sie es, die eine Diskussion mithilfe von Fragen und An-

regungen vorantreiben und der technischen Plattform mit ihrer Aktivität ein Gesicht verleihen. 

Darüber hinaus bieten Moderatoren auch Hilfestellungen und Unterstützung bei der Herausarbei-

tung einzelner Argumente, was dazu beiträgt, dass nicht nur die Meinungen der „Lautesten“ zur 

Geltung kommen. Interventionen der Moderatoren bei Regelverstößen sorgen außerdem dafür, 

dass eine möglichst freundlich-konstruktive Atmosphäre entsteht und – wichtig! – über die ge-

samte Dauer erhalten bleibt.

Chats 

Zur Motivation und Strukturierung des Prozesses kann die Durchführung von ergänzenden Chats 

mit relevanten Akteuren beitragen. Beim Chat können registrierte Teilnehmer zu einem vorge-

gebenen Zeitpunkt öffentlich ihre Fragen eingeben, die von einem Gast live beantwortet werden. 

Der Chat kann und sollte in den Medien bekanntgegeben werden, um einen zusätzlichen Anreiz 

zur Beteiligung zu geben. Online-Chats wurden beispielsweise bei der Diskussion um die „Living 

Bridge“ in Hamburg eingesetzt.
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Abbildung 13: Live-Chat im Rahmen der Konsultation zur „Living Bridge“

 

Quelle: www.belebte-bruecke.de

Blogs

Ein wichtiger Baustein des Beteiligungsverfahrens ist mit Blick auf die Motivation der Teilnehmer, 

die Diskussion durch aktuelle Informationen am Laufen zu halten, zu vertiefen und zu begleiten. 

Dafür können ergänzend zu den Eingabe- und Diskussionsmöglichkeiten Nachrichten an zentraler 

Stelle eingepflegt werden, beispielsweise durch einen sogenannten Blog (von Web-Log, gleichbe-

deutend mit Internet-Tagebuch), der nicht nur Nachrichten darstellt, sondern zugleich auch deren 

Kommentierung durch die Nutzer erlaubt. 

http://www.belebte-bruecke.de
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4.3	Wie lässt sich die Qualität der Beteiligung fördern? 

Es ist eine weitverbreitete Befürchtung, dass Online-Konsultationen tendenziell dazu neigen, ein 

hohes Maß nicht verwertbarer und unnötiger Beiträge zu produzieren.

Dieses Risiko besteht vor allem dann, wenn der Gegenstand der Konsultation sehr weit gefasst und 

wenig strukturiert ist und wenn die Teilnehmer sich in einer sehr offenen Form äußern können.

Deshalb sind ein klarer Fokus und eine gute Strukturierung des Verfahrens zentrale Erfolgs-

faktoren für eine gute Qualität und Anschlussfähigkeit der Beiträge (siehe hierzu die Kapitel 2.1 

und 3.4). 

Im Verfahren selbst hingegen ist die wichtigste Aufgabe der Moderation, die Teilnehmer immer 

wieder auf die zentralen Fragen zu lenken und zirkuläre Diskussionen oder sich immer wiederho-

lende Beiträge einzufangen.

Mithilfe von Zusammenfassungen und der Bündelung thematisch zusammengehörender Argu-

mente und Vorschläge kann die Moderation zudem erheblich dazu beitragen, innerhalb des Dis-

kurses verwertbare Ergebnisse zu erarbeiten und mit den Teilnehmern gemeinsam Lösungskon-

zepte zu entwickeln.

Bei allen steuernden Eingriffen allerdings ist darauf zu achten, dass diese möglichst durch eine 

unabhängige Instanz erfolgen, die dafür – durch klare Verhaltensregeln – explizit legitimiert ist. 

Gerade bei offenen Formaten wie Foren oder „Wikis“ ist in jedem Fall eine externe Moderation 

einzuplanen und darauf zu achten, dass eindeutige Verhaltensregeln für die Beteiligung auf der 

Plattform benannt sind.
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5. Phase IV: Auswertung und Abschluss 

Online-Konsultationen haben immer den Vorteil, dass alle Beiträge am Ende in digitaler Form vor-

liegen. 

Je nach gewählter Form der Ergebnisdarstellung (siehe Kapitel 2.1) entstehen darüber hinaus Rang-

listen oder gemeinsam erarbeitete Papiere, die sich ohne zusätzliche Auswertung sehr gut in den 

weiteren Prozess einbringen lassen. Deshalb ist die Auswertung der Beiträge wesentlich einfacher 

als bei vielen anderen Verfahren. 

Dennoch muss in den meisten Fällen zum Abschluss der Konsultation eine ergänzende Auswer-

tung stattfinden, um die Beiträge in Beziehung zueinander zu setzen und eine handhabbare Form 

zu finden, die sich auch in den weiteren Prozess einbringen lässt. 

Es sollte daher in jedem Fall ein Abschlussbericht erstellt werden, der den Prozess und die Er-

gebnisse wiedergibt. Hierbei sollten Sie darauf achten, dass der Bericht möglichst so gefasst ist, 

dass er nicht nur politischen Entscheidungsträgern nützt, sondern auch an die Teilnehmer über-

mittelt werden kann. 

Das eigentliche Ende einer Konsultation ist jedoch erst dann gekommen, wenn die Ergebnisse ver-

arbeitet sind. 

Diese Verarbeitung kann prinzipiell in drei Stufen erfolgen:

1.	� offizielle Annahme der Ergebnisse beziehungsweise des Berichts durch politische Gremien

2.	 Diskussion der Ergebnisse zwischen den Entscheidungsträgern

3.	 Entscheidung zur Berücksichtigung der Vorschläge und Anregungen

Auf welcher Stufe die Verarbeitung erfolgt, hängt in starkem Maße davon ab, was den Teilnehmern 

zu Beginn des Beteiligungsprozesses kommuniziert wurde. Nicht bei allen Konsultationsverfahren 

ist es möglich, alle drei Stufen derart transparent zu machen, dass hierüber auch nachvollziehbar 

berichtet werden kann. In jedem Fall sollten Sie aber anstreben, die Teilnehmer und die Öffentlich-

keit über den weiteren Werdegang der Ergebnisse zu informieren. Nur so können Bürger auch bei 

weiteren Beteiligungsverfahren zum Mitmachen motiviert werden.

Ein sehr gutes Beispiel für die Verarbeitung der Ergebnisse ist der Bürgerhaushalt Köln, bei dem sogar 

die Entscheidungen des Rates mit direktem Bezug auf die Vorschläge öffentlich bekanntgegeben 

und begründet wurden (siehe dazu: https://buergerhaushalt.stadt-koeln.de/2008/site/downloads/ 

rechenschaftsbericht_2008.pdf).

 

Phase IV Auswertung und Abschluss Kapitel 5

https://buergerhaushalt.stadt-koeln.de/2008/site/downloads/


6. �Zusammenfassung:  

Grundsätze erfolgreicher Online-Beteiligung

Die erfolgreiche Umsetzung eines Online-Konsultationsverfahrens ist – wie gezeigt – auf sehr un-

terschiedliche Weise möglich. 

Zusammenfassend lassen sich einige Grundsätze benennen, die Sie für eine erfolgreiche Online-

Beteiligung stets berücksichtigen sollten:

Grundsätze für eine erfolgreiche Online-Konsultation

1.	� Schaffen Sie Klarheit über die Ziele, den Prozess und die Verwendung 
der Ergebnisse und kommunizieren Sie diese auch an ihre Adressaten.

2.	� Planen Sie den Konsultationsprozess von der Art der Verwertung der 
Ergebnisse aus und kümmern Sie sich erst im Anschluss um die technische 

Umsetzung.

3.	� Berücksichtigen Sie die Erwartungen der Adressaten und wählen Sie mög-

lichst Themen, die schon auf der politischen Agenda stehen, in den Medien 

kontrovers diskutiert werden oder für die Sie das Interesse der Adressaten 

wecken können.

4.	� Richten Sie den Medieneinsatz und die Verfahrensgestaltung an den 

Bedarfslagen, Nutzungsgewohnheiten und Möglichkeiten der Adressaten 

aus.

5.	� Binden Sie Interessenorganisationen frühzeitig und in den gesamten Pro-

zess mit ein. 

6.	� Binden Sie die Entscheidungsebene auch in die Ansprache und Kommu-

nikation mit den Adressaten ein.
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7.	 �Informieren Sie ihre Zielgruppen umfangreich über die Konsultation und 

über die Kommunikationswege, die diese normalerweise nutzen. Holen Sie 

sie dort ab, wo sie sich aufhalten.

8.	� Stellen Sie möglichst konkrete Fragen, um zu konkreten Ergebnissen zu 

kommen, aber öffnen Sie auch einen Kanal für freie Äußerungen.

9.	� Halten Sie den Prozess übersichtlich und einfach und achten Sie auf die 

Verständlichkeit von Informationen und Mitteilungen.

10.	� Planen Sie vor allem bei gegensätzlichen Interessen unter den Teilnehmern 

ausreichend Ressourcen für die Moderation ein und schaffen Sie klare 
Regeln für die Beteiligung.

11.	� Nach der Beteiligung ist vor der Beteiligung: Veröffentlichen Sie die Er-
gebnisse, erläutern Sie, wie die Beiträge in die Ergebnisse eingeflossen sind 

und diskutieren Sie intern mit allen Beteiligten, was man aus den gemach-

ten Erfahrungen für die nächste Konsultation lernen kann.

Wenn Sie diese Grundsätze beherzigen, sollte dem Erfolg Ihrer Online-Konsultation nichts mehr 

im Wege stehen.
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1. Steckbriefe erwähnter Online-Konsultationen

Es gibt in Deutschland inzwischen eine umfangreiche Anzahl an Projekten und jede Woche kom-

men neue hinzu.

Im Rahmen dieses Leitfadens wurden dabei vor allem Erfahrungen aus den folgenden Projekten 

einbezogen:

Raumordnung/Stadtplanung
1.	 Living Bridge – Wohnbrücke über die Elbe

2.	 Online-Konsultation Zukunft Stadionbad Bremen

3.	 Neugestaltung des Hamburger Domplatzes

4.	 Essen soll leiser werden

5.	 Konsultation Heinrich-Lübke-Straße in Arnsberg

Agenda- und Politikfeldgestaltung
6.	 Zusammenleben in Berlin

7.	 Metropole Hamburg – Wachsende Stadt

Gesetzgebung
8.	 Online-Konsultation zum Heimrecht in Niedersachsen

9.	 Online-Konsultation zum Dienstrecht in Niedersachsen

10.	Konsultation zum De-Mail-Gesetz

Haushaltsplanung
11.	Hamburger Bürger-Dialog „Bürgerbeteiligung an der Haushaltsplanung“

12.	Bürgerhaushalt Köln 2008/09 „Deine Stadt – Dein Geld“

13.	Bürgerhaushalt Bergheim 2008/2009
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Anhang

Raumordnung/Stadplanung

1 Titel: Living Bridge – Wohnbrücke über die Elbe

Gegenstandsbereich

Raumordnung/Stadplanung

Initiator/Verantwortliche Stelle

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 

der Freien und Hansestadt Hamburg

Zeitraum	

14.11 – 14.12.2007 und 

11.2 – 19.2.2008

Zielgruppe	

Alle Hamburger	

Größe des Adressatenkreises

~ 1,7 Mio. Einwohner

Anzahl Teilnehmer

498 registrierte Teilnehmer

Zielsetzung

Seit Jahren diskutierten ein Investor und der Senat von Hamburg über den Bau einer spektakulären 

Wohn-Brücke. Baustart für die Living Bridge mit 1 000 Wohnungen sollte 2009 sein. Der Entwurf 

sah eine 700 Meter lange Brücke über die Elbe mit mehrstöckigen Gebäuden, einer Straße, Fuß-

gänger- und Radwegen vor. Um diesen Entwurf und mögliche Alternativen zu diskutieren, startet 

die Behörde für Stadtplanung und Umwelt (BSU) den Bürgerdialog Living Bridge.

Umsetzung

Den Auftakt bildete eine öffentliche Präsenzveranstaltung, die in Kooperation mit dem Bund Deut-

scher Architekten (BDA) am 13. November 2007 um 18.00 Uhr im Architektur Zentrum organisiert 

wurde. Am 14. begann dann die Diskussion auf der Plattform, aktive Teilnahme war nach Anmeldung 

möglich, Teilnehmer konnten Beiträge schreiben und diskutieren. Die Diskussion wurde nach dem DE-

MOS-Modell in drei Phasen strukturiert (Brainstorming, Vertiefung in Unterforen, Konsolidierung). Die 

Moderatoren erstellten Zusammenfassungen und in Zusammenarbeit mit den Nutzern 22 Ergebniswi-

kis. Die Zwischenergebnisse wurden auf einer weiteren öffentlichen Präsenzveranstaltung am 11. Feb

ruar 2008 von Bürgern und Experten erörtert. Anschließend wurde die dritte Phase der Diskussion er-

öffnet. Auch Abstimmungen sowie umfangreiches Informationsmaterial zu den Entwürfen wurde 

angeboten. Zusätzlich wurden Live-Diskussionen mit Experten auf der Plattform veranstaltet. 

Ergebnisse

Insgesamt haben sich in der Onlinediskussion 498 Benutzer registriert, das System erfasste 8 435 

unterschiedliche Besucher, die die einzelnen Webseiten der Plattform ca. 150 000-mal aufriefen. Die 

Teilnehmer schrieben im Diskussionsverlauf 1 682 Beiträge und erarbeiteten 22 in Wikis zusammen-

gestellte Argumentationsstränge zu allen wesentlichen Aspekten einer Living Bridge. Die Entschei-

dung über den Bau der Brücke sowie das genaue Verfahren hierzu ist bis heute nicht gefallen. 

Link: www.belebte-bruecke.de

http://www.belebte-bruecke.de
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2 Titel: Online-Konsultation Zukunft Stadionbad Bremen

Gegenstandsbereich

Raumordnung/Stadtplanung

Initiator/Verantwortliche Stelle

Ortsamt Mitte/Östliche Vorstadt, Bremen

Zeitraum

März bis Juli 2004

Zielgruppe

Nutzergruppen des öffentlichen Freibads  

wie Jugendliche, Eltern mit kleinen Kindern,  

Sportschwimmer, Senioren u. a. m.

Größe des Adressatenkreises

rund 100 000 Besucher p. a.

Anzahl Teilnehmer

Online ca. 200, offline ca. 400

Zielsetzung

Konsens in der Auswahl zwischen zwei alternativen Modellen. Die zuständigen Gremien hatten für 

den Fall der Erzielung eines Konsenses in einem fairen Verfahren die Übernahme des Ergebnisses 

zuvor in einer schriftlichen Vereinbarung zugesagt.

Umsetzung

Bildung eines Patenkreises mit 20 Repräsentanten der verschiedenen Nutzer- und Interessengrup-

pen, der die Einzelmaßnahmen festlegte und auf die Inklusion aller Betroffenengruppen achtete. 

Zu den einzelnen Instrumenten gehörten eine große Auftaktveranstaltung, gezieltes Aufsuchen der 

unterschiedlichen Nutzerguppen zum Beispiel in Schulen, ein Online-Forum, Newsletter, eine Web-

seite zur Integration der Online- und Offline-Ergebnisse sowie eine moderierte Konsenskonferenz.

Ergebnisse

Konsens über einen Kompromiss aus den beiden Modellen, der dann auch so baulich umgesetzt 

wurde

Link: http://www.stadionbad.bremen.de

 

http://www.stadionbad.bremen.de
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3 Titel: Neugestaltung des Hamburger Domplatzes

Gegenstandsbereich	  

Raumordnung und Stadtplanung	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Senator Axel Gedaschko, Freie und Hansestadt 

Hamburg – Behörde für Stadtentwicklung und 

Umwelt (BSU)	

Zeitraum	

29.5. – 14.6.2007	

Zielgruppe	

Alle Hamburger	

Größe des Adressatenkreises	

~ 1,7 Mio. Einwohner	

Anzahl Teilnehmer	

285 registrierte Teilnehmer	

Zielsetzung

Der kulturgeschichtlich wichtige Domplatz der Stadt Hamburg sollte neu gestaltet werden. Die-

ser Online-Dialog diente der Ideenfindung hinsichtlich der Domplatzneugestaltung, indem er vielen 

Bürgerinnen und Bürgern ein Forum bot und sie anregte, ihre Ideen mitzuteilen und darüber hinaus 

gemeinsam realisierbare Konzepte auszuarbeiten.

Umsetzung

Die Bürgerinnen und Bürger erhielten die Gelegenheit, sich mit ihren Ideen an der zukünftigen Ge-

staltung des Domplatzes zu beteiligen und gemeinsam ganz konkrete Nutzungskonzepte zu ent-

wickeln. Neben einer textlichen Beschreibung erhielten die Teilnehmer auch die Möglichkeit, ihre 

Entwürfe (geo-)graphisch bzw. visuell zu präsentieren. Grundlage dafür war georeferenziertes Kar-

tenmaterial (Luftbilder, Stadtplan, Planungsrecht etc.) des Domplatzes, das interaktiv bearbeitet 

werden konnte. Die Diskussion wurde nach dem DEMOS-Modell in drei Phasen strukturiert (Brain-

storming, Vertiefung in Unterforen, Konsolidierung). Neben Live-Diskussionen mit Experten auf der 

Plattform erstellten auch prominente Hamburgerinnen und Hamburger ihren Domplatzentwurf auf 

der Plattform. Darüber hinaus konnten die Teilnehmer untereinander ihre Entwürfe bewerten.

Ergebnisse

Die Teilnehmer gestalteten mithilfe des interaktiven Kartenclients 51 individuelle Entwürfe. Aus den 

fast 1 000 Forenbeiträgen konnten 27 konkrete Nutzungskonzepte herausgearbeitet werden. Die 

verschiedenen Seiten der Plattform wurden insgesamt mehr als 36 000-mal abgerufen. Die Mehr-

heit der Teilnehmer sprach sich für eine Nutzung des Domplatzes als öffentliche Grünfläche aus. 

Diese Idee wurde als Interimslösung angenommen und der neugestaltete Domplatz als Grünfläche 

– unter Berücksichtigung der historischen Relevanz – 2009 eröffnet.

Link: www.hamburg-domplatz.de/

 

http://www.hamburg-domplatz.de/
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4 Titel: Essen soll leiser werden

Gegenstandsbereich	  

Raumordnung und Stadtplanung	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Umweltministerium Nordrhein-Westfalen

Stadtverwaltung Essen	

Zeitraum	

16.11. – 13.12.2009	

Zielgruppe	

alle Bürgerinnen und Bürger der Stadt Essen	

Größe des Adressatenkreises	

~ 580 000 Einwohner	

Anzahl Teilnehmer	

1 094 Teilnehmer	

Zielsetzung

Ziel des Dialoges war es, das Erfahrungswissen der Bürgerinnen und Bürger für die Aufstellung 

eines nach EU-Richtlinie vorgegebenen Lärmaktionsplans zur Reduzierung von Lärmimmissionen 

in Essen für die kommenden Jahre nutzbar zu machen. Des Weiteren sollten die Bürger über den 

Stand der von der Stadtverwaltung entwickelten Maßnahmen informiert und für das Thema Lärm-

schutz sensibilisiert werden. Das Verfahren wurde als Pilotprojekt vom nordrhein-westfälischen Um-

weltministerium gefördert. Die gewonnenen Erfahrungen sollen als Grundlage für ähnliche Projekte 

in anderen Kommunen dienen.

Umsetzung

Das Verfahren wurde mit einer Bürgerversammlung eröffnet und durch begleitende Öffentlichkeits-

arbeit eingeleitet. Der in zwei Phasen gegliederte Dialog legte den Schwerpunkt zunächst stark auf 

die Information der Bürger. Diese bekamen sowohl verschiedene Lärmarten als auch die von der 

Verwaltung erstellten Lärmkarten für Essen vorgestellt. Zusätzlich konnten die Nutzer anhand einer 

Online-Kartenapplikation selber Lärmorte bestimmten und Vorschläge zur Lärmreduktion einspei-

sen. In der zweiten Phase konnten die Nutzer sowohl die von den Bürgern als auch die von der Ver-

waltung vorbereiteten Maßnahmen zur Lärmreduktion in Essen kommentieren und bewerten.

Ergebnisse

Das unmittelbare Ergebnis des Dialoges ist der von der Verwaltung ausgearbeitete Lärmaktionsplan. 

Die Priorisierung der darin enthaltenen Vorschläge aus der Verwaltung zur Lärmreduktion orientiert 

sich an Angaben der Nutzer des Dialoges. Die von den Teilnehmern eingespeisten Vorschläge sollen 

in zukünftigen Lärmaktionsplänen Berücksichtigung finden. Insgesamt beteiligten sich 1 094 (415 

registrierte und 679 unregistrierte) Bürger am Dialog und gaben 943 Vorschläge und 1 143 Kom-

mentare ab. Die Vorschläge wurden etwa 91 000 Mal aufgerufen und die Internetseite verzeichnete 

über 140 000 Besucher. Die Erfahrungen aus dem Pilotprojekt werden in mehreren Vernetzungstref-

fen 2009 und 2010 ausgewertet und gegebenenfalls von weiteren Kommunen in Nordrhein-West-

falen zur Umsetzung vergleichbarer Verfahren genutzt.

Link: www.essen-soll-leiser-werden.de

http://www.essen-soll-leiser-werden.de
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5 Titel: Konsultation Heinrich-Lübke-Straße in Arnsberg

Gegenstandsbereich	  

Raumordnung und Stadtplanung	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Abteilung Stadtentwicklung, Stadt Arnsberg	

Zeitraum	

Mai bis September 2005	

Zielgruppe	

Einwohner im Projektgebiet, Bewohner des 

Quartiers mit hohem Migrantenanteil, 

Schüler der dortigen Schule und deren Eltern	

Größe des Adressatenkreises	

~ 2 000 Einwohner	

Anzahl Teilnehmer	

212 Fragebögen	

Zielsetzung

Durch den Bau einer Umgehungsstraße sollte die Heinrich-Lübke-Straße, eine zentrale Verkehrsader 

des Quartiers, entlastet werden. Die Einwohner des Quartiers sollten Vorschläge für diese Neuge-

staltung einreichen.

Umsetzung

Um die Vorschläge zu erhalten, wurde ein Fragebogen in fünf Sprachen entwickelt, online im Inter-

net angeboten und per Post, über das Stadtbüro und Schulen verteilt. Aufmerksamkeit wurde über 

Postwurfsendungen, Elternbriefe und Zeitungsartikel geweckt. Das Projekt war Teil des größeren 

Modellprojektes MISS (Mehrsprachigkeit bei Internetangeboten zur Stadtentwicklung und Stadtpla-

nung). 

Ergebnisse

212 ausgefüllte Fragebögen (entspricht 30 Prozent der Haushalte), davon 66 online. Die Ergebnisse 

sind später in ein Werkstattverfahren eingeflossen. Dessen Ergebnisse sind in den Umbauplan ein-

gegangen, der Im Sommer 2009 umgesetzt wurde.

Link: http://www.arnsberg.de/stadtentwicklung/heinrich-luebke-strasse/index.php

 

http://www.arnsberg.de/stadtentwicklung/heinrich-luebke-strasse/index.php


71

Anhang

1

2

3

4

5

1

2

3

1

2

3

4

5

6

Agenda- und Politikfeldgestaltung

6 Titel: Zusammenleben in Berlin

Gegenstandsbereich	  

Agenda- und Politikfeldgestaltung 	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Der Berliner Beirat für Familienfragen	

Zeitraum	

10.11. – 10.12.2008	

Zielgruppe	

Berliner Bürgerinnen und Bürger	

Größe des Adressatenkreises	

~ 3,4 Mio. Einwohner	

Anzahl Teilnehmer	

318 registrierte Teilnehmer	

Zielsetzung

Der Online-Dialog diente als Grundlage für den neuen Berliner Familienbericht. Eines von fünf 

Leitthemen des Familienberichts lautete „Familienfreundliche Regionen und Stadtquartiere“ bezie-

hungsweise „Familienfreundlicher Wohnort Berlin“. Über dieses Beteiligungsinstrument wurde die 

Meinung der Bürger darüber erhoben, wie sie „Familienfreundlichkeit“ definieren, was sie in dieser 

Hinsicht von ihrer Großstadt erwarten und welche Verbesserungsvorschläge sie als Experten vor Ort 

beitragen können.

Umsetzung

Der Online-Dialog „Zusammenleben in Berlin“ basierte auf dem sogenannten DEMOS-Verfahren 

 mit seinen drei aufeinanderfolgenden Diskussionsphasen, die den Dialog initiieren, auffächern und 

wieder verdichten, um die Entwicklung konkreter Ergebnisse zu fördern. Neben der Diskussion in 

den Foren konnten die Teilnehmer konkrete Ideen in eine Vorschlagsliste für ein familienfreund-

liches Zusammenleben in Berlin einbringen. Die Vorschläge wurden in dieser Liste gesammelt und 

von den Teilnehmern bewertet, um am Ende der Diskussion eine Rangfolge der wichtigsten Vor-

schläge zu erstellen. Während des Online-Diskurses wurden darüber hinaus drei Livediskussionen an-

geboten, in denen die Teilnehmer direkt mit Experten und städtischen Vertretern diskutieren konnten.

Ergebnisse

Für die Internetdiskussion ließen sich insgesamt 318 Teilnehmer registrieren, die 67 Vorschläge für 

die Vorschlagsliste und 635 Forenbeiträge verfassten, aus denen 23 konkrete Verbesserungsvor-

schläge (Wikis) entstanden. Während der vierwöchigen Diskussion wurden die verschiedenen Seiten 

der Diskussionsplattform von insgesamt 2 816 individuellen Besuchern 38 205-mal abgerufen. Die 

Ergebnisse gehen in den neuen Berliner Familienbericht mit ein.

Link: http://www.zusammenleben-in-berlin.de/2008/

 

http://www.zusammenleben-in-berlin.de/2008/
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7 Titel: Metropole Hamburg – Wachsende Stadt

Gegenstandsbereich	  

Agenda- und Politikfeldgestaltung	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Stadt Hamburg	

Zeitraum	

4.11 – 2.12.2002	

Zielgruppe	

Hamburger Bürgerinnen und Bürger	

Größe des Adressatenkreises	

~ 1,7 Mio. Einwohner	

Anzahl Teilnehmer	

538 registrierte Teilnehmer	

Zielsetzung

Ziel der Diskussion war es, gemeinsam möglichst viele Ideen dazu zu entwickeln, wie Hamburg 

wachsen und für Menschen und Unternehmen attraktiver werden kann.

Umsetzung

Die Diskussion wurde nach dem DEMOS-Modell in drei Phasen strukturiert (Brainstorming, Vertie-

fung in Unterforen, Konsolidierung). Moderatoren erstellten Zusammenfassungen und eine Liste 

mit 57 Ideen, von denen eine fünfköpfige Expertenjury – bestehend aus hochrangigen Vertretern 

aus Wirtschaft, Fachverbänden, Medien und Verwaltung – sieben Ideen auswählte und dem Ham-

burger Senat zur Umsetzung empfahl. Auf der Plattform wurde umfangreiches Informationsmate-

rial angeboten und Livediskussionen mit Experten veranstaltet.

Ergebnisse

538 Teilnehmer schrieben nahezu 4 000 Einzelbeiträge, der Webserver verzeichnete ca. 1,4 Millio-

nen Seitenabrufe und 33 740 Besuche. Es wurden 57 Einzelideen entwickelt. Einige der Ideen wur-

den nachfolgend realisiert. Konkretes Beispiel sind die „schwimmenden Häuser“, die ein Wohnen 

auf dem Wasser ermöglichen.

Link: http://demos.tutech.net/www.demos.tu-harburg.de/forum/index-2.html

 

http://demos.tutech.net/www.demos.tu-harburg.de/forum/index-2.html
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Gesetzgebung

8 Titel: Online-Konsultation zum Heimrecht in Niedersachsen

Gegenstandsbereich	  

Gesetzgebung 	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Sozialministerium Niedersachsen	

Zeitraum	

Juli 2008 (4 Wochen)	

Zielgruppe	

Heimleiter und -mitarbeiter, 

Heimaufsichtsbehörden	

Größe des Adressatenkreises	

~ 1 000	

Anzahl Teilnehmer	

233 registrierte Teilnehmer	

Zielsetzung

Das Ziel lag in der Identifikation von Bürokratieabbaupotenzialen im Heimgesetz durch die Betrof-

fenen bei Sicherstellung des Schutzinteresses der Bewohner.

Umsetzung

Geschlossene Online-Konsultation (nur für Adressatenkreis zugänglich); direkte Einladung per  

E-Mail über Behörden; Registrierung; Erstellung von Beiträgen anhand Gesetzesentwurf; Beiträge 

für Registrierte einsehbar, aber auch ohne Veröffentlichung möglich; Beiträge kommentier- und  

bewertbar.

Ergebnisse

104 Beiträge, 101 Kommentare; Vorschläge wurden in die weitere Gesetzesentwicklung aufgenom-

men und die Teilnehmer per Rundmail auf den veröffentlichten Gesetzentwurf hingewiesen.

Link: www.heimgesetz.niedersachsen.de 

 

http://www.heimgesetz.niedersachsen.de
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9 Titel: Online-Konsultation zum Dienstrecht in Niedersachsen

Gegenstandsbereich	  

Gesetzgebung 	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Innenministerium Niedersachsen	

Zeitraum	

August 2008 (4 Wochen)	

Zielgruppe	

Beamte und Angestellte im öffentlichen  

Sektor; alle Interessierten	

Größe des Adressatenkreises	

~ 170 000 (+)	

Anzahl Teilnehmer	

28 141 Besucher, 4 476 aktive Teilnehmer	

Zielsetzung

Das Ziel lag in der Erläuterung, Akzeptanzprüfung und -steigerung für ein neues Dienstrecht bei 

den Adressaten sowie in der Gewinnung von Hinweisen auf mögliche Änderungsbedarfe.

Umsetzung

Öffentliche Online-Konsultation; Einladung der Kernadressaten über Intranet; Pressemitteilung, 

keine Registrierung; Information und Erstellung von Beiträgen anhand eines verschränkten Informa-

tions- und Kommentierungsprozesses; Beiträge nicht öffentlich; wöchentliche gebündelte Rückmel-

dung zu Fragen/Anregungen.

Ergebnisse

1 939 Beiträge, 3 472 Bewertungen; 30 gebündelte Antworten durch Ministerium; Veröffentlichung 

der Bewertung des Gesetzesvorschlags.

Link: www.dienstrechtsreform.niedersachsen.de (abgeschaltet)
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10 Titel: Konsultation zum De-Mail-Gesetz

Gegenstandsbereich	  

Gesetzgebung	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Bundesministerium des Innern	

Zeitraum	

20.11. – 12.12.2008	

Zielgruppe	

alle interessierten Bundesbürger	

Größe des Adressatenkreises	

unbekannt	

Anzahl Teilnehmer	

1 331 aktive Teilnehmer	

Zielsetzung

Ziel der Online-Konsultation war es, Meinungen und Anregungen zum Gesetzentwurf zur Validie-

rung der bislang erarbeiteten Entscheidungsgrundlage einzuholen sowie eine breitere Öffentlichkeit 

über das Vorhaben „Bürgerportale“ zu informieren.

Umsetzung

Die Teilnehmer der Online-Konsultation konnten ihre Meinung zum Entwurf des Bürgerportalge-

setzes auf einem oder mehreren der folgenden vier Wege abgeben: erstens als Kommentar zu ein-

zelnen Abschnitten des Gesetzentwurfs, zweitens als Kommentar zu ausgewählten und redaktionell 

aufbereiteten Themenbereichen des De-Mail-Gesetzes, drittens als Antwort auf Multiple-Choice-

Fragen und viertens als Kommentar in einem Live-Chat mit der Leiterin des Projektes Bürgerportale. 

Um die Beteiligung so einfach wie möglich zu machen, konnten Kommentare auf der Online-Platt-

form auch ohne vorherige Registrierung geschrieben werden.

Ergebnisse

Es nahmen 1 331 Nutzer aktiv an der Konsultation teil und speisten 108 Kommentare zu Abschnit-

ten des Gesetzentwurfs sowie 350 Kommentare zu den redaktionellen Themen ein. Es wurden 627 

Bewertungen von Kommentaren vorgenommen und 15 414 Antworten auf die Multiple-Choice-

Fragen abgegeben. Insgesamt besuchten ca. 11 000 Nutzer den Dialog. Aufgrund der Beiträge der 

Teilnehmer wurden Veränderungen an den Passagen betreffend die Fragen der Verschlüsselung, 

zur Sperrung von De-Mail-Konten sowie zum Datenschutz der De-Mail-Nutzer in dem von der Bun-

desregierung am 4. Februar 2009 beschlossenen Gesetzentwurf vorgenommen. Am 3. Juni 2009 

wurde der Ergebnisbericht zum Online-Dialog der Öffentlichkeit vorgestellt.

Link: https://www.e-konsultation.de/buergerportale/

 

https://www.e-konsultation.de/buergerportale/
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Haushaltsplanung

11 Titel: Hamburger Bürger-Dialog „Bürgerbeteiligung an der Haushaltsplanung“

Gegenstandsbereich	  

Haushaltsplanung	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Hamburgische Bürgerschaft	

Zeitraum	

18.04. – 12.05.2006	

Zielgruppe	

Hamburger Bürgerinnen und Bürger	

Größe des Adressatenkreises	

~ 1,7 Mio. Einwohner	

Anzahl Teilnehmer	

2 870 registrierte Teilnehmer	

Zielsetzung

Neben der Diskussion, bei der vor allem Ideen und Wünsche der Bürgerinnen und Bürger für eine 

langfristige Perspektive in der Haushaltsplanung ermittelt werden sollten, konnte jeder Bürger mit 

dem interaktiven Haushaltsplaner seinen eigenen Haushaltsentwurf für das Jahr 2016 erarbeiten. 

Umsetzung

Auf besonderes Interesse ist der „Haushaltsplaner“ gestoßen, ein elektronisches Werkzeug, mit 

dessen Hilfe jeder Bürger online einen Haushaltsentwurf für das Jahr 2016 erstellen kann. Mit 

Schiebereglern ließen sich hier die Etats neu verteilen. Als Orientierung dienten die Zahlen des 

Haushaltsplans 2005. Der Haushaltsplaner gab sofort Feedback und wies auf die Folgen des Zah-

lenspiels hin. Am Ende musste die Kasse stimmen und ein feststehendes Gesamtvolumen auf die 

Fachbudgets aufgeteilt werden. In thematischen Foren konnten die Bürgerinnen und Bürger außer-

dem gemeinsam Vorschläge entwickeln und diskutieren, wie die zur Verfügung stehenden Finanz-

mittel effizienter, sinnvoller oder gerechter genutzt werden könnten. Die Diskussion selbst wurde 

nach dem DEMOS-Phasenmodell konzipiert. Eine Teilnahme war nach Anmeldung auf der Plattform 

möglich. 

Ergebnisse

2 870 registrierte Teilnehmer erstellten 2 138 individuelle Haushalte. Aus 1 228 Beiträgen in den 

Foren wurden 38 konkrete Vorschläge für Einsparideen herausgearbeitet. Die verschiedenen Seiten 

der Plattform wurden 52 124-mal abgerufen. Die Ergebnisse der Diskussion wurden vom Haushalts-

ausschuss der Bürgerschaft in die Beratungen über den Haushaltsplanentwurf 2007/2008 und die 

mittelfristige Finanzplanung einbezogen.

Link: www.hamburg-haushalt.de/

 

http://www.hamburg-haushalt.de/
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12 Titel: Bürgerhaushalt Köln 2008/09 „Deine Stadt – Dein Geld“

Gegenstandsbereich	  

Haushaltsplanung	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Rat der Stadt Köln	

Zeitraum	

22.10. – 19.11.2007	

Zielgruppe	

alle Bürgerinnen und Bürger der Stadt Köln	

Größe des Adressatenkreises	

~ 1 000 000 Einwohner	

Anzahl Teilnehmer	

11 744 Teilnehmer, ca. 120 000 Besucher	

Zielsetzung

Der Bürgerhaushalt diente als Pilotprojekt zur erstmaligen Umsetzung und Einführung eines Bürger-

haushalts in einer deutschen Millionenstadt. Die Zielsetzung war dabei, die Schaffung eines sowohl 

bürger- als auch verwaltungsnahen Bürgerhaushalts, der sowohl eine möglichst große Zahl von Bür-

gern für das Angebot interessieren als auch zugleich Verwaltung und Politik dabei unterstützen 

sollte, sich strukturell auf den Umgang mit Bürgervorschlägen vorzubereiten.

Umsetzung

Bei der Umsetzung wurde ein starker Akzent auf einen hohen Bekanntheitsgrad des Angebots 

sowie eine niedrige Beteiligungsschwelle gelegt. Bereits im Vorfeld der aktiven Phase wurde der 

Bürgerhaushalt durch ein Anschreiben an alle Bürger sowie durch flankierende Maßnahmen der Öf-

fentlichkeitsarbeit stark beworben. Eine Teilnahme am Bürgerhaushalt war ohne Registrierung so-

wohl unmittelbar auf der Startseite des Internetauftritts als auch per Telefon, E-Mail oder postalisch 

möglich. Die Bürgerinnen und Bürger konnten sowohl Vorschläge zu Einsparungen als auch Aus-

gaben zu den Themenfeldern „Straßen, Wege, Plätze“, „Grünflächen“ und „Sport“ einbringen. 

Gleichzeitig bestand die Möglichkeit, sowohl für als auch gegen die Vorschläge anderer Teilnehmer 

zu stimmen. Die jeweils 100 bestbewerteten Vorschläge aus den drei Themenbereichen (insgesamt 

300) wurden von Verwaltung und Rat der Stadt aufgegriffen.

Ergebnisse

Im Verlauf der vierwöchigen aktiven Phase speisten die Teilnehmer 4 937 Vorschläge ein, zu denen 

9 171 Kommentare und 52 534 Bewertungen abgegeben wurden. Insgesamt beteiligten sich 11 744 

Personen aktiv am Bürgerhaushalt, etwa 120 000 weitere besuchten die Internetseite. Mit der Umset-

zung der insgesamt 300 bestbewerteten Vorschläge begann die Stadtverwaltung noch im Jahre 2008. 

In einem noch im gleichen Jahr erschienenen Rechenschaftsbericht wurde der Umgang sowohl der 

Verwaltung als auch des Rates der Stadt Köln mit den Vorschlägen dargelegt. Aufgrund der positiven 

Erfahrungen mit dem Bürgerhaushalt wurde dieser im Herbst 2009 fortgesetzt. Durch weitere Anpas-

sungen des Verfahrens – insbesondere durch einen in die bestehenden Verwaltungsstrukturen einge-

betteten „workflow“ – sollen Effektivität und Effizienz des Bürgerhaushalts weiter gesteigert werden.

Link: https://buergerhaushalt.stadt-koeln.de/2008/ 

https://buergerhaushalt.stadt-koeln.de/2008/
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13 Titel: Bürgerhaushalt Bergheim 2008/09

Gegenstandsbereich	  

Haushaltsplanung	

Initiator/Verantwortliche Stelle	

Fachverwaltung Finanzen	

Zeitraum	

19.02. – 12.03.2008	

Zielgruppe	

alle Bürgerinnen und Bürger Bergheims mit 

besonderem Fokus auf Schülerinnen und 

Schüler	

Größe des Adressatenkreises	

~ 60 000	

Anzahl Teilnehmer	

802 registrierte Teilnehmer	

Zielsetzung

Das Verfahren in Bergheim sollte als erster Bürgerhaushalt in Deutschland eine medienübergrei-

fende Beteiligung – neben dem traditionellen Instrument der Bürgerversammlung auch eine Teil-

nahme über das Internet sowie postalisch – ermöglichen. Durch einen im Rathaus abgehaltenen 

„Tag des Haushalts“, an dem den Bürgern Fachreferenten der Verwaltung als Gesprächspartner 

zur Verfügung standen, sollte die Auseinandersetzung mit dem Bürgerhaushalt zusätzlich befördert 

werden.

Umsetzung

Zu Beginn des Verfahrens wurde an alle 32 000 Bergheimer Haushalte ein 16-seitiger Fragebo-

gen zum Haushalt übersandt. Zur Gewährleistung einer gewissen Repräsentativität wurden für die 

Bürgerversammlung 2 800 zufällig ausgewählte Bürgerinnen und Bürger angeschrieben. Als Initi-

ierung für das Verfahren dienten zunächst 32 Haushaltsvorschläge aus der Stadtverwaltung. Zu-

sätzlich konnten die Teilnehmer weitere Vorschläge sowohl zu Ausgaben als auch Einsparungen in 

der Kommune einspeisen. Alle Vorschläge konnten von den Teilnehmern kommentiert und in eine 

Rangordnung gebracht werden.

Ergebnisse

Insgesamt beteiligten sich 802 Menschen am Bürgerhaushalt in Bergheim. Das Internetangebot 

wurde dabei mit 578 registrierten Nutzern am stärksten frequentiert, gefolgt von 194 zurückge-

sandten Fragebögen. An der Bürgerversammlung nahmen lediglich etwa 50 Personen teil. Insge-

samt wurden 358 Vorschläge von den Bürgern eingespeist und 1 102 Kommentare sowie 9 428 Be-

wertungen abgegeben. Am 2. Juni 2008 beschloss der Rat der Stadt die Übernahme eines Teils der 

vorgebrachten Vorschläge. Aufgrund der positiven Erfahrungen wird die Stadt Bergheim den Bür-

gerhaushalt für das Haushaltsjahr 2010 fortführen.

Link: http://haushalt-bergheim.de 

 

http://haushalt-bergheim.de
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2. Checklisten 

1. Checkliste Klärung von Zielen und Rahmenbedingungen

a) Zielsetzung

•	 Haben Sie festgelegt, 

		   was mit der Konsultation im Kern erreicht werden soll?

		   was der konkrete Gegenstand sein soll – und was nicht?

		   was der konkrete Gestaltungsspielraum ist?

		   was nicht behandelt werden soll?

		   ob die Konsultation öffentlich sein soll?

		   �wie mit den Ergebnissen umgegangen werden soll beziehungsweise in welcher Form Ergeb-

nisse dargestellt werden sollen?

b) Bereitschaft zur Mitwirkung

•	� Ist geklärt, wer hinter dem Vorhaben steht und eventuell auch gegenüber den Teilnehmern sicht-

bar werden soll?

•	 Haben Sie Aufgaben und Rollen geklärt mit

	 	  politischen Entscheidungsträgern?

	 	  Fachverwaltung?

	 	  internen Abteilungen (Recht, IT, Öffentlichkeitsarbeit)?

	 	  gegebenenfalls betroffenen Behörden?

	 	  externen Dienstleistern?

c) Zielgruppen

•	 Haben Sie identifiziert,

		   wer von Ihren Vorhaben betroffen ist und gegebenenfalls Interesse hat?

		   wer möglicherweise zu den Experten auf diesem Gebiet zählt und einbezogen werden soll?

		   wer das Vorhaben umsetzen wird?

		   wer einen besonderen Einfluss auf die Entscheidung hat?

		   wer schwer zu erreichen ist und wie diese Zielgruppen einbezogen werden? 

		   ob und wie die organisierte Öffentlichkeit eingebunden wird?

		   welche Interessen Ihre Zielgruppen haben, sich einzubringen? 

		   ob die Zielgruppen internetaffin sind?

		   ob Offline-Formate ergänzend angeboten werden sollen?
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d) Ressourcen

•	� Wissen Sie, welche zeitlichen, finanziellen und personellen Ressourcen zur Verfügung stehen 

werden oder können? 

•	 Haben Sie den Ressourcenbedarf abgestimmt?

e) Zeitpunkt und Zeitrahmen

•	 Haben Sie einen Zeitpunkt festgelegt, der 

	 	  nach der ersten politischen Befassung liegt und vor der finalen Entscheidung?

	 	  �in den Prozess eingebettet werden kann und nicht parallel zu anderen Erhebungen oder Ent-

scheidungsprozessen liegt?

	 	  Urlaubszeiten berücksichtigt?

•	 Haben Sie den Zeitpunkt mit Interessenorganisationen abgestimmt?

•	 Haben Sie den Zeitrahmen festgelegt?

 

2. Checkliste Verfahrensgestaltung

a) Grundlegendes Format

•	 Sollen die Beiträge der Teilnehmer 

		   A) für alle sichtbar sein (diskursives Format) oder 

		   B) direkt an die Behörde übermittelt werden (einfaches Format)?

•	� Falls Sie eine diskursive Form anstreben: Reichen die Ressourcen für eine Moderation und ist 

festgelegt, wer diese übernimmt?

b) Auswahl der Instrumente

•	 Haben Sie zur Auswahl der Instrumente festgelegt, ob das Ergebnis sein soll:

		   eine reine Auflistung aller Beiträge?

		   eine Rangliste aller Beiträge nach Relevanz und Zustimmung?

		   eine Verdichtung aller Beiträge in Form von Positionspapieren oder Skizzen?

		   eine Bewertung von eigenen Vorschlägen und Alternativen?

•	 Auf welche Weise sollen sich die Teilnehmer beteiligen können:

		   E-Mail?

		   Formular?

		   durch offene oder geschlossene Fragen?

		   Bewertungen?

		   interaktive Module?

		   Forendiskussion?

		   Wikis (gemeinsam erstellte Papiere)?

•	 Wie sollen die Mitwirkungsmöglichkeiten im Prozessablauf miteinander verbunden werden?

•	 Welche Offline-Formate sollen ergänzend angeboten werden?

•	 Wie sollen Offline- und Online-Formate miteinander verknüpft werden?
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c) Strukturierung des Verfahrens?

•	 Ist geklärt, welche Informationen den Teilnehmern gegeben werden sollen?

•	 Ist eine Einteilung in einzelne Themen/Fragestellungen möglich?

•	 Können die Beiträge direkt auf einzelne Bereiche/Fragestellungen hin erfolgen?

•	 Sind die Informationen und Kanäle zielgruppengerecht aufbereitet?

d) Umsetzung

•	 Haben Sie festgelegt, 

	 	  �ob eine Ansprache der Teilnehmer per E-Mail erfolgen soll und dies mit dem Dienstleistern 

geklärt?

	 	  �ob eine Registrierung der Teilnehmer erfolgen soll, was dabei angegeben werden muss und 

was unregistrierte Besucher sehen sollen?

•	 Haben Sie geprüft, ob 

		   die Plattform insgesamt übersichtlich und einladend gestaltet ist,

		   �das Verfahren und die Mitwirkungsmöglichkeiten schnell zu überschauen und zu verstehen 

sind,

	 	  �der Zugang barrierefrei ist und bei technisch aufwendigen Funktionen immer auch alterna-

tive Wege eingesetzt werden,

	 	  �klar ersichtlich ist, was wann warum passiert – beispielsweise wenn Nutzer auf Buttons kli-

cken – oder wann ein eingegebener Text wo zu finden ist,

	 	  Regeln, Rechte und Folgen klar und einfach zu finden sind,

	 	  �die Beteiligung anderer und die generelle Aktivität auf der Plattform jederzeit sichtbar wer-

den – auch wenn die Beiträge selbst nicht öffentlich sind,

	 	  neue Beiträge bei Diskussionen schnell zu finden sind.

3. Checkliste Durchführung

•	 Haben Sie die Informationen zum Hintergrund und Prozess so aufbereitet, dass klar wird,

		   wer hinter der Konsultation steht?

		   worum geht es und wozu sich die Teilnehmer äußern sollen?

		   warum die Zielgruppe teilnehmen soll? 

		   welche Ziele mit dem Beteiligungsverfahren verfolgt werden?

		   wo die Konsultation stattfindet und wie man teilnehmen kann?

		   wie das Verfahren abläuft?

		   was mit den Ergebnissen wann gemacht wird?
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•	 Haben Sie entschieden, auf welchen Wegen die Ansprache erfolgen soll?

		   eigene Kanäle?

		   Zusammenarbeit mit etablierten Medien?

		   klassische Werbung?

		   Multiplikatoren?

		   Web 2.0-Plattformen?

		   Veranstaltungen?

		   Ansprache über Persönlichkeiten?

•	 Haben Sie sich einen Weg überlegt, um die „Erstbefüllung“ zu organisieren?

•	 Ist geklärt, wer die Moderation übernimmt?

•	 Wurden klare Regeln für die Moderation festgelegt?

•	 Sollen im Prozess weitere Informationsmöglichkeiten genutzt werden?

		   Newsletter?

		   Chats?

		   Blogs?

4. Checkliste Auswertung und Abschlussbericht

•	 Haben Sie darauf geachtet, dass

	 	  alle Positionen und Vorschläge sich im Abschlussbericht wiederfinden?

	 	  �der Abschlussbericht so verfasst ist, dass er auch von den Teilnehmern gelesen werden 

kann?

•	 Haben sie festgelegt, inwieweit und wie 

	 	  �eine offizielle Annahme der Ergebnisse bzw. des Berichts durch politische Gremien möglich ist?

		   �die Diskussion der Ergebnisse zwischen Entscheidungsträgern transparent gemacht werden 

kann?

		   �die Entscheidung zur Berücksichtigung der Vorschläge und Anregungen transparent ge-

macht werden kann?
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